
 

Sozialpolitik für Transformation und Krise 

Konzeptionelle Bezugspunkte und Handlungsfelder 
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Beitrag zur Gemeinsamen Veranstaltung »Ungleichheitseffekte klimapolitischer Maßnahmen 

und die Rolle der Sozialpolitik« der Sektionen Sozialpolitik sowie Umwelt- und 

Nachhaltigkeitssoziologie  

Zwischen Transformation und Ausnahmezustand 

Sozialpolitik ist in der sozialökologischen Transformation doppelt gefordert. Zum einen hängt es von 

sozialen Garantien ab, ob Beschäftigte und Konsumentinnen und Konsumenten geplante Transforma-

tionsschritte zur Klimaneutralität1 („transformation by design“) akzeptieren und unterstützen. Soziale 

Transformationsrisiken ergeben sich dabei etwa aus der Konversion von Branchen und Betrieben mit 

dem Ziel der Dekarbonisierung, aber auch aus der CO2-Bepreisung und der Veränderung der relativen 

Preise für Energie und energieintensive Produkte. Die sozialstaatliche Bearbeitung dieser Risiken wird 

in der internationalen Klimapolitik und in der Gewerkschaftsbewegung mit der Leitidee der „just transi-

tion“ angesprochen (ILO 2015, 2018). Zugleich aber wird die Transformation, soweit sie überhaupt ge-

plant wird, keineswegs nach Plan verlaufen. Die Transformationsperiode ist vielmehr bereits durch eine 

Abfolge von Krisen gekennzeichnet: die COVID-Pandemie, die Flutkatastrophe im Ahrtal, den Krieg Russ-

lands gegen die Ukraine und die Energiepreiskrise; Malm (2020) erwartet mit guten Gründen eine Peri-

ode der „chronic emergency“. Diese Krisen haben transformative Effekte („transformation by disaster“) 

und produzieren akute Risiken, die ihrerseits sozialpolitisch zu bearbeiten sind.  

Die Risiken geplanter und krisenhafter Transformation treffen auf eine Gesellschaft, die ihren be-

trächtlichen klima- und sozialpolitischen Handlungsspielraum nach dem Ende der Finanzmarktkrise ab 

2008 nicht genutzt hat und die durch zunehmende Ungleichheit der Markteinkommen und große Be-

reiche „entsicherter“ Erwerbsarbeit (Kronauer 2020, S. 49f.) geprägt ist. Sozialpolitik muss gegenüber 

diesen Risiken für mehr Gleichheit sorgen. Sie muss dabei aber auf Instrumente setzen, die auch unter 

Krisenbedingungen über Ad-hoc-Maßnahmen hinaus strategisch mit Transformationszielen konsistent 

sind. Dieser Beitrag skizziert hierfür konzeptionelle Bezugspunkte und Handlungsfelder. 

_____________________________________ 
1 Klimaneutralität und Dekarbonisierung stehen hier als Leitdimension für eine Anpassung der Gesellschaft an sichere öko-

logische Grenzen, mit CO2 als zentralem Marker. Eine Anpassung ist auch in Bezug auf andere Bereiche des Erdsystems 

geboten. 
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Unter- und Obergrenzen: „Doughnut“ und „Korridor“ 

Für die Aufgabe, Wirtschaft und Gesellschaft an Grenzen des Erdsystems anzupassen, hat Kate Raworth 

(2017) die Figur des Doughnuts geprägt (Abbildung 1). Die innere Grenzlinie für eine sichere und ge-

rechte Entwicklung ergibt sich durch gesellschaftlich zu verhandelnde Ansprüche auf eine abgesicherte 

und selbstbestimmte Lebensführung. Die äußeren Grenzen stehen für ökologische Systemanforderun-

gen, die nicht verhandelbar sind, die aber auch nicht unmittelbar erfahren werden können, sondern 

naturwissenschaftlich zu rekonstruieren und politisch zu vermitteln sind. 

 

Abbildung 1: Doughnut-Ökonomie nach Raworth (2017) 

Auch Sozialpolitik für die sozialökologische Transformation muss sich in dem „sicheren“ Raum zwischen 

diesen beiden Grenzen verorten und ihn „gerecht“ gestalten. Ein anderes Bild für diese inneren und 

äußeren Begrenzungen ist das des Korridors. Antonietta Di Giulio und Doris Fuchs (2016) haben für die 

Diskussion um eine suffiziente Lebensweise das Konzept der Konsum-Korridore vorgeschlagen (Abbil-

dung 2).  
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Abbildung 2: „Konsum-Korridore“ nach Di Giulio/Fuchs (2016) 

Ausgehend von zu schützenden Bedürfnissen, d. h. gesellschaftlich anerkannten Funktionen selbstbe-

stimmter Lebensführung, für die heutigen und künftigen Generationen die Bedingungen zu gewährleis-

ten sind, seien materielle Unter- und Obergrenzen des Konsums bzw. der Konsumausgaben zu verein-

baren, die Spielraum für individuelle Wahlhandlungen lassen. Ein Team der Universität Basel hat diese 

Idee der geschützten Bedürfnisse in den Jahren 2015 bis 2017 in einem für die Schweiz repräsentativen 

Bevölkerungssurvey einem „proof of concept“ unterzogen. Ihre Befragungsstudie (Defila und Di Giulio 

2021) testete die Akzeptanz für neun zu schützende Items von Lebensqualität und ließ die Befragten 

Einwände gegen das Konzept bewerten. Dabei zeigte sich unter anderem überwiegende Zustimmung 

zu einer aktiven Rolle des Staats bei der Aushandlung entsprechender Regeln (Item: „Liberalismus-Ein-

wand“2) und zur Notwendigkeit von Lebensstiländerungen (Item: „Effizienz vs. Suffizienz“3).  

Ian Gough (2021) hat dieses Konzept in seinem Szenario für eine egalitäre Suffizienzökonomie auf-

gegriffen, in dem er der Sozialpolitik die Aufgabe zudenkt, „to recompose consumption by switching 

from high- to low-carbon goods and services” (Gough 2021, S. 6). Er überträgt das Korridor-Modell mit 

seinen Unter- und Obergrenzen („floors“ und „ceilings“) zudem vom Konsum auch auf Einkommen und 

auf Erwerbsarbeit: Er will im Beschäftigungssystem „unentbehrliche“ („essential“) Arbeit als Untergrenze 

definieren und Beschäftigung nach oben gegen „unproduktive“ Arbeit („labour and employment that 

hinders provisioning and destroys social value jobs“, Gough 2021, S. 8) abgrenzen.  

_____________________________________ 
2  Die Befragten verorteten sich auf einer Skala zwischen den beiden Positionen: „Der Staat darf unter keinen Umständen 

in die individuelle Freiheit der Lebensführung eingreifen“, und: „Der Staat muss dafür sorgen, dass Regeln ausgehandelt 

werden, die die natürlichen und gesellschaftlichen Ressourcen schützen und allen den Zugang zu denjenigen Ressourcen 

gewährleisten, die sie zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse benötigen.“  
3 Zu wählen war auf einer Skala zwischen einer „Effizienz“-Position: „Der technische Fortschritt wird es auch in Zukunft 

möglich machen, dass alle Menschen ihre Bedürfnisse befriedigen können, ohne dass wir uns einschränken müssen“, und 

einer „Suffizienz“-Aussage: „Wenn wir unseren Lebensstil nicht hinterfragen und den Konsum nicht auf ein vernünftiges 

Maß bremsen, werden in Zukunft weniger Menschen als heute ihre Bedürfnisse befriedigen können.“  
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Abbildung 3: Unter- und Obergrenzen für Einkommen, Konsum und Beschäftigung (Gough 2021, 

S. 8) 

Die Modelle der Doughnut und des Korridors eignen sich als Ausgangspunkt für einen sozialpolitisch 

informierten Suffizienzbegriff, der Ansprüche auf sozialstaatlich zu gewährleistende Teilhabe (zum Teil-

habebegriff: Bartelheimer u.a. 2000) nach unten wie oben begrenzt. Dabei würde die Sicherung auf ei-

nem „unteren“ Niveau die Begrenzungen nach oben legitimieren. Auch in der internationalen Literatur 

zum Befähigungsansatz nach Amartya Sen (2010) und Martha Nussbaum (2019) wird diskutiert, dass 

dessen normativer Individualismus nach oben Grenzen hat. Ingrid Robeyns (2017) hat dafür den Begriff 

„limitarianism“ geprägt : Haben Menschen zu viel (Robeyns 2017), überschreiten sie „capability ceilings“, 

und es ist legitim, „[to] constrain people‘s capabilities to damage the environment in ways that cause 

harm to others“ (Holland 2021, S. 71). In der Zone der Exklusivität (zum Zonenbegriff: Castel 2000, vgl. 

Kronauer 2020, S. 43f.) endet die Reichweite des Teilhabekonzepts. Exzessiver Ressourcenverbrauch ist 

nicht sozialpolitisch zu gewährleisten und wäre im Rahmen einer sozialökologischen Transformations-

strategie auch ordnungsrechtlich zu begrenzen.  

Die Grenzen vermessen? 

Auch wenn die Festlegung von Unter- und Obergrenzen gesellschaftliche Verhandlungssache bleibt, 

können von der empirischen Ungleichheitsforschung Hinweise darauf erwartet werden, wo diese ver-

laufen. Entsprechende Messkonzepte werden sowohl die Einkommens- als auch die Vermögensvertei-

lung berücksichtigen müssen, weil Privatvermögen für die Haushalte eine Sicherungsfunktion erfüllt 

und Vermögen oder Verschuldung ihre Möglichkeiten der Lebensführung erweitert oder begrenzt. Und 

sie werden sich nicht nur auf Geldgrößen stützen können, sondern Elemente direkter Wohlfahrtsmes-

sung einschließen müssen.  

Einen aktuellen Beitrag hierzu leisten Becker et al. (2022) mit ihrem Vorschlag zu theoretisch und 

empirisch fundierten Schichtgrenzen für relative Armut, Prekarität, Wohlstand und Reichtum (Abbildung 

4). Grundlage ist eine integrierte Verteilungsrechnung für Haushalte, bei der Nettoeinkommen nach der 

EU-weit gebräuchlichen OECD-Äquivalenzskala gewichtet werden, um die Haushaltsgröße zu berück-

sichtigen, und Nettovermögen als Vielfaches des Jahresmedianeinkommens ausgewiesen wird. Diese 

Verteilung kann durch Rückgriff auf die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) der amtlichen 

Statistik um Informationen zur Mittelverwendung ergänzt werden. Dabei dient das Ausgabeverhalten 

des mittleren Einkommensquintils als Referenzgröße. In der dargestellten Schichtung wird der Armuts-

bereich, der bis zu 65 % an das Medianeinkommen heranreicht, durch Ausgabenrückstände bei den 

Nahrungsmittelausgaben und durch „Entsparen“ (also weitere Verschuldung) abgegrenzt. Für die Zone 

der Prekarität (vgl. Castel 2000) dienen die Abstände zur „Mitte“ bei Ausgaben für kulturelle Teilhabe 
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und Bekleidung sowie das Vermögen als Kriterien. Der Reichtumsbereich beginnt ab 175 % des Media-

neinkommens; kennzeichnend für ihn ist sowohl der große Abstand seines Konsumniveaus zur Mitte 

als auch sein Sparverhalten, also die Möglichkeit weiteren Vermögensaufbaus.  

Abbildung 4: Unter- und Obergrenzen materieller Teilhabe (Becker u.a. 2022, S. 70) 

Ein sozialstaatlicher Teilhabekorridor für die Transformation 

Die Diskussion über „Klimasozialpolitik“ oder „sustainable welfare“ berücksichtigt bisher zu wenig, dass 

die historisch gewachsenen Sozialstaatsregime Pfadabhängigkeiten begründen, mit denen transforma-

tive Sozialpolitik umgehen muss. Franz F. Zacher (2001) unterscheidet im bestehenden System sozialer 

Sicherungen drei Arten von Leistungssystemen4 mit jeweils eigener Sicherungslogik: 

‒ erwerbszentrierte und beitragsfinanzierte Vorsorgesysteme, 

‒ universelle, steuerfinanzierte Systeme des sozialen Ausgleichs und Schutzes, 

‒ am Existenzminimum orientierte Systeme der Mindestsicherung. 

Zacher hat in seiner grundlegenden Beschreibung des deutschen Sozialstaatsmodells öffentliche Infra-

strukturen und Dienstleistungen nur am Rande und nicht systematisch behandelt. Ihnen kommt jedoch 

in der Diskussion über sozialpolitische Strategien für die sozialökologische Transformation große Be-

deutung zu. Da viele ihrer Leistungen (etwa Mobilität oder gesundheitliche Versorgung) nicht auf 

_____________________________________ 
4 Vom System sozialer Entschädigung, das Zacher in seine Darstellung einschließt, wird hier abgesehen. Es könnte aber im 

Zusammenhang mit Katastrophen und Klimafolgen an Bedeutung für sozialökologische Sozialpolitik gewinnen.  
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Mindestniveaus zu beschränken sind, sondern Teilhabebedarfe entweder decken oder nicht, lassen sie 

sich neben den Geldleistungen als Form des sozialen Ausgleichs einordnen. 

Diese geschichtete Struktur des sozialen Sicherungssystems hat zur Folge, dass auch in der Trans-

formation Risiken – seien sie „by design“ oder „by disaster“ – nach unterschiedlichen Sicherungslogiken 

und auf unterschiedlichen Leistungsniveaus bearbeitet werden. Die Transformation ist daher nicht die 

Stunde einer wie immer ausgestalteten Grundsicherung. „Just transition“ umfasst vielmehr verschie-

dene Niveaus in einem nach unten und oben zu begrenzenden Korridor sozialstaatlich gewährleisteter 

Teilhabe. 

Auf allen drei Niveaus sozialer Sicherung ist es in der Krisenperiode seit Beginn der COVID-Pandemie 

zu einer Reihe sozialpolitischer Ad-hoc-Lösungen gekommen, die auf ihre Passung zu einer transforma-

tiven Strategie hin zu diskutieren und empirisch zu bilanzieren wären. Untersuchungsbedarfe und Ge-

staltungsfragen können hier lediglich skizziert werden. 

Existenzsicherung in der Transformation – die untere Haltelinie 

Ein angstfrei gewährtes Existenzminimum als untere Haltelinie stellt die Mindestbedingung für Teilhabe 

in Transformation und Krise dar. Zu sozialpolitischen Suffizienzstrategien gehört daher zwingend, das 

Niveau dieser unteren Grenze zu überprüfen und sie, wo sie Teilhabe nicht sichert, auf ein 

angemessenes Niveau anzuheben. 

Für die aktuelle Grenzziehung nach unten gibt es zwei statistische Operationalisierungen – die von 

der EU-Statistik und der Armuts- und Reichtumsberichterstattung des Bundes (Bundesregierung 2021) 

verwendete relative Armutsrisikogrenze5 von 60 % des bedarfsgewichteten Äquivalenzeinkommens und 

die politisch festgelegte Mindestsicherungsschwelle6. Das politische Existenzminimum bestimmt nicht 

nur das Leistungsniveau der Grundsicherung, sondern wirkt über das Steuerrecht (Grundfreibeträge, 

Kinderfreibeträge), das Unterhalts- und Pfändungsrecht als generelle Untergrenze.  

Nach der Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts hat die Mindestsicherung  

„das gesamte Existenzminimum durch eine einheitliche grundrechtliche Garantie [zu 

gewährleisten], die sowohl die physische Existenz des Menschen, also Nahrung, Klei-

dung, Hausrat, Unterkunft, Heizung, Hygiene und Gesundheit […], als auch die Siche-

rung der Möglichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen und zu einem Min-

destmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben umfasst, 

denn der Mensch als Person existiert notwendig in sozialen Bezügen“ (Bundesverfas-

sungsgericht 2010, Rn. 135) 

Das geltende Verfahren zur Ermittlung der Regelbedarfe für das Existenzminimum steht seit langem in 

der wissenschaftlichen Kritik. Irene Becker und Benjamin Held (2021) haben für die Diakonie Deutsch-

land sowohl die willkürlichen politischen Eingriffe in die statistische Bedarfsermittlung als auch den 

wachsenden Abstand des in der Grundsicherung möglichen Lebensstandards zur gesellschaftlichen 

Mitte nachgewiesen. Schon daher kann die derzeitige politische Mindestsicherungsschwelle nicht die 

Untergrenze eines sozialökologischen Teilhabekorridors bilden. Suffizienzstrategien müssen diesen 

Korridor vielmehr zugleich nach oben begrenzen und seine untere Haltelinie anheben. Zudem setzen 

Transformation und Krise die Systeme der Mindestsicherung unter zusätzlichen Veränderungsdruck 

und werfen grundsätzliche Gestaltungsfragen auf.  

_____________________________________ 
5 Indikator A01 der Armuts- und Reichtumsberichterstattung des Bundes, zur Definition: https://www.armuts-und-reich-

tumsbericht.de/DE/Indikatoren/Armut/Armutsrisikoquote/armutsrisikoquote.html.  
6 Indikator A05 der Armuts- und Reichtumsberichterstattung des Bundes, zur Definition: https://www.armuts-und-reich-

tumsbericht.de/DE/Indikatoren/Armut/Mindestsicherung/mindestsicherung.html.  

https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Indikatoren/Armut/Armutsrisikoquote/armutsrisikoquote.html
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Indikatoren/Armut/Armutsrisikoquote/armutsrisikoquote.html
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Indikatoren/Armut/Mindestsicherung/mindestsicherung.html
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Indikatoren/Armut/Mindestsicherung/mindestsicherung.html


SOZI AL POL I T I K  F ÜR TRAN SF ORMATI ON  UN D KRI S E  

7 

Erstens verschieben sich in der Mindestsicherung die Gewichte zwischen verschiedenen Formen der 

Bedarfsdeckung. Es entstehen neue Bedarfe, die nicht aus den pauschalierten Regelsätzen gedeckt wer-

den können – ein Beispiel ist die Übernahme der Kosten für digitale Endgeräte als Voraussetzung für 

Fernunterricht, die in der COVID-Pandemie durchgesetzt werden musste. 

Zweitens verändern Energiepreiskrise und Inflation die relativen Preise für Konsumgüter in so kurzer 

Frist, dass die bisher geltende jährliche Anpassung der Regelbedarfe nicht mehr ausreicht. Die Bundes-

regierung hat darauf in ihren „Entlastungspaketen“ bisher mit Einmalzahlungen reagiert. Darüber hin-

aus wurde mit dem Bürgergeld-Gesetz von 2022 in das regelgebundene Anpassungsverfahren eine zu-

sätzliche Preiskomponente eingefügt (Bundesregierung 2022, S. 3, 107ff.), es bleibt jedoch bei einem 

jährlichen Verfahren, das nicht zeitnah auf Preisentwicklungen reagiert. Auch gleichen die für 2023 vor-

gesehenen Anpassungen nicht die steigenden Kosten insbesondere für Haushaltsenergie aus, soweit 

diese aus den Regelsätzen zu bestreiten sind.  

Indem drittens die sozialökologische Transformation die Bezugspunkte für Teilhabe im gesicherten 

Segment der Bevölkerung ändert, entstehen für die Armutsbevölkerung neue Ausgrenzungsrisiken. Sie 

hat am CO2-Eintrag in die Atmosphäre einen vergleichsweise geringen Anteil, hat aber kaum den mate-

riellen Spielraum dafür, ihre Lebensweise nachhaltiger zu gestalten. Denn nachhaltiger Konsum setzt 

Spielraum für Wahlhandlungen voraus (Auswählen, Beschaffen, Ge- und Verbrauchen, Entsorgen bzw. 

Wiederverwerten, Ko-Produzieren, vgl. Kaufmann-Hayoz et al. 2011). Zum Beispiel nimmt mit der Trans-

formation des Ernährungssystems Ungleichheit zu. Hochwertige Nahrungsmittel werden über alle Ein-

kommensklassen hinweg hoch bewertet, und Bio-Lebensmittel sind gut zugänglich. Verzicht auf sie ist 

– anders als etwa der Verzicht auf ein Auto – kein kulturelles, sondern ein materielles Problem (Leßmann 

und Masson 2019). Doch der Armutskonsum ist bei Lebensmitteln von Verzicht geprägt: Discounter, 

Sonderangebote, No-Name statt Wochenmarkt, Bioladen und Markenprodukte (Pfeiffer et al. 2019). 

Eine vollständige Umstellung auf Bio-Lebensmittel würde für die untersten vier Dezile der Einkommens-

verteilung 83 % zusätzliche Ernährungsausgaben verursachen (Held und Haubach 2017). 

Da die existenzsichernden Leistungen der Mindestsicherungssysteme in der Summe einen wichtigen 

Teil der Nachfrage auf lokalen Märkten ausmachen, beschränkt ein zu knapp bemessenes Niveau, das 

nachhaltige Konsumentscheidungen unmöglich macht, auch ihre potenzielle ökologische Lenkungswir-

kung. 

Sozialer Ausgleich: die Grenze nach oben 

Steuerfinanzierte Systeme sozialen Ausgleichs und Schutzes sollten nach Zacher (2001) mehr Gleichheit 

in den Vollzug der erwerbszentrierten „Grundformel“ sozialer Sicherung bringen. Da sie soziale Risiken 

bearbeiten, die breite Bevölkerungsschichten im Bereich relativ gesicherter Teilhabe betreffen, stellt 

sich in der Sozialpolitik vor allem bei ihrer Gestaltung die Frage nach Obergrenzen: Welche Kosten und 

Belastungen liegen außerhalb des „Korridors“, und wie können sie – etwa über Einkommens- und 

Verbrauchsgrenzen – aus der Gewährleistung ausgeschlossen werden?  

Die Regierungskoalition hat sich für die laufende Legislaturperiode vorgenommen, den durch die 

CO2-Bepreisung verursachten, geplanten Preisanstieg für Energie und CO2-intensive Produkte durch ein 

„Klimageld“ auszugleichen (SPD et al. 2021, S. 63). Während die Ausgestaltung dieses neuen Systems 

sozialen Ausgleichs aussteht, hat sich mit der Energiepreiskrise die Bedeutung eines neuen Ausgleichs-

mechanismus erhöht. Auch hier hat die Bundesregierung in ihren Entlastungspaketen zunächst ad hoc 

mit Einmalzahlungen auf den Bedarf reagiert. In der Diskussion darüber, wie der Ausgleich längerfristig 

geregelt werden kann, stand im Mittelpunkt, wie höhere Einkommen von der Entlastung ausgenommen 

werden können und wie verhindert werden kann, dass mit der Entlastung auch das Kostenmotiv für die 

gewünschten Einsparungen beim Energieverbrauch verschwindet. Die Diskussion, die hier nicht 
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nachgezeichnet werden kann, zeigt exemplarisch, welche Fragen bei der künftigen sozialökologischen 

Gestaltung sozialer Ausgleichssysteme im Vordergrund stehen werden. 

Mehr Gleichheit, weniger CO2 – Infrastrukturen und Dienstleistungen  

Die Debatte über „Leistungsformen eines ökologischen Wohlfahrtsstaats“ (Bohnenberger 2022, S. 16) 

wird von zwei nur teilweise komplementären Konzepten (Gough 2021; Büchs 2021) bestimmt, dem des 

allgemeinen oder „bedingungslosen“ Grundeinkommens (universal basic income) und dem der allge-

meinen Grundversorgung (universal basic services, im deutschen Sprachraum auch als Alltagsökonomie 

diskutiert, vgl. Foundational Economy Collective 2019). 

Das Konzept der allgemeinen Grundversorgung setzt darauf, wesentliche Grundbedürfnisse für alle 

Bürgerinnen und Bürger statt durch Einkommenstransfers durch öffentliche oder subventionierte 

Dienstleistungen und Infrastrukturen („provisioning systems“, Fanning et al. 2020) zu sichern. Damit 

würden die steuerfinanzierten Systeme des sozialen Ausgleichs um Dienst-, Sach- und Infrastrukturleis-

tungen erweitert. Als auszuweitende öffentliche Bereiche der Grundversorgung werden auch solche ge-

nannt, die selbst (wie z. B. Energie, Gemeinschaftsverpflegung, Wohnen, öffentlicher Verkehr) auf dem 

Weg zu Klimaneutralität umgebaut werden müssten. 

Bei der sozialökologischen Ausgestaltung eines Teilhabekorridors bieten Dienst- und Infrastruktur-

leistungen eine Reihe von Vorteilen: 

‒ Sie sind potenziell inklusiv, d. h. sie können so eingerichtet werden, dass sie für die Armutsbevöl-

kerung ebenso funktionieren wie für die Haushalte in den Zonen der Prekarität und der gesicher-

ten Teilhabe. 

‒ Sie begrenzen die Ungleichheit der Lebensführung, da sie die Gruppen mit den niedrigsten Ein-

kommen am stärksten entlasten, während sich die Angehörigen der „exklusiven“ Zone in der Regel 

selbst von ihrer Nutzung ausschließen. 

‒ Sie sind beschäftigungsintensiv und stärken im Beschäftigungssystem den Bereich, der in der CO-

VID-Pandemie gern als „systemrelevant“ bezeichnet wurde und den Gough (2021) als „unentbehr-

lich“ („essential“) anspricht.  

‒ Sie erfüllen Funktionen der Lebensführung (wie z. B. Mobilität) in der Regel mit einer besseren 

stofflichen Bilanz als private Konsumformen, die den gleichen Bedarf decken (auch hierzu Gough 

2021).  

Lebensstandardsicherung und „soziales Eigentum“ 

Trotzdem werden weder eine teilhabefeste und „bedingungsarme“ (Heinze und Schupp 2022) Grundsi-

cherung noch gute Systeme der Grundversorgung ausreichen, um dem notwendigen sozialökologi-

schen Umbau von Produktion und Reproduktion die erforderliche gesellschaftliche Unterstützung zu 

sichern. Im Unterschied zu den steuerfinanzierten Sicherungssystemen werden Ansprüche an die Sozi-

alversicherung, die auf erwerbszentrierten Beiträgen beruhen, von den Berechtigten als „soziales Eigen-

tum“ oder „Transfereigentum“ (Castel 2000, S. 271ff.) wahrgenommen, also als Ansprüche, die ein funk-

tionales Äquivalent zu privatem Vermögen bilden. Den vorsorgefähigen Gruppen der Einkommens- und 

Vermögensschichtung sichern sie erreichte Besitzstände und damit Stabilität der Wohlfahrtsposition 

und der Erwerbsbiografie, wobei sie natürlich bestehende Ungleichheitsstrukturen fortschreiben. 

Insbesondere in den Betrieben und Wirtschaftssektoren, in denen die Dekarbonisierung eine Kon-

version von Produktionsverfahren und Produkten erfordert, drohen ohne besitzstandswahrende Siche-

rung individueller Erwerbsverläufe Transformationsblockaden (Dörre 2020).  

Wo „ökologisch nicht mehr akzeptable Geschäftsmodelle“ gänzlich abzulösen sind (Knuth 2021, S. 5), 

werden große Beschäftigtengruppen den Betrieb oder den Wirtschaftssektor wechseln müssen. Dieser 

„job turnover“ geschieht nicht nur durch Phasen der Qualifizierung, sondern schließt auch Phasen der 
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Arbeitslosigkeit oder Nichterwerbstätigkeit ein. Individuelle Vorruhestandslösungen, die soziale Risiken 

und Konflikte vermeiden, sind gegenüber den 90er-Jahren sozialrechtlich erschwert, würden den demo-

grafisch bedingten Rückgang der Erwerbsbevölkerung verschärfen und widersprechen aktuellen Stra-

tegien der Fachkräftesicherung. Daher wird es bei Produktionsumstellungen für viele Arbeitende, die 

bisher in langfristig stabilen Beschäftigungsverhältnissen gearbeitet haben, darum gehen müssen, Be-

schäftigungsstabilität auf dem Weg über den externen Arbeitsmarkt zu erreichen. Diese Übergänge 

müssen nicht in Prekarität führen, sind aber nicht frei von Risiken für Einkommen und Erwerbsverlauf. 

Da sie nicht nur die Arbeit, sondern auch persönliche Pläne und die Lebensführung verändern, müssen 

sich Beschäftigte „mit gutem Grund“ (Sen 2010, S. 272) für sie entscheiden können. Und daher kommt 

es für eine „transformative Arbeitsförderung“ (Knuth 2022) wesentlich darauf an, für Qualifizierung und 

Übergänge Entgeltsicherung auf einem Niveau oberhalb der Grundsicherung zu ermöglichen, das er-

reichten Lebensstandard absichert. Auch hier stellt sich die Frage nach ökologischen Obergrenzen der 

Besitzstandswahrung, doch handelt es sich in der Regel schon allein aufgrund der Versicherungsober-

grenzen um Niveaus der Lebensführung von Lohnabhängigen innerhalb der Grenzen des sozialökolo-

gischen Korridors.  

Botschaften 

Transformativ wirken sowohl politische Maßnahmen zum klimaneutralen und nachhaltigen Umbau von 

Wirtschaft und Gesellschaft („transformation by design“) als auch die ungesteuerten Folgen der ökolo-

gischen Krise und die gleichzeitige krisenhafte Destabilisierung des politischen und ökonomischen Sys-

tems („transformation by disaster“). Konzepte für Sozialpolitik in der sozialökologischen Transformation 

müssen auch dann strategische Orientierung geben, wenn Krisen Ad-hoc-Maßnahmen erfordern. 

Transformationsstrategien müssen der Ungleichheit innerhalb der physischen Grenzen, die das Erd-

system für gesellschaftliche Entwicklung zieht, normative Grenzen setzen. Soziale Positionen sind dabei 

nicht nur nach Geldgrößen, durch Einkommen und Vermögen zu vergleichen, sondern auch nach der 

damit möglichen Lebensführung und ihrer Umweltgerechtigkeit. Daher gewinnen Verfahren der direk-

ten Wohlfahrtsmessung für die Ungleichheitsforschung und für die Bestimmung sozialstaatlicher Inter-

ventionsschwellen an Bedeutung.  

Sozialpolitik hat für die sozialökologische Transformation in einem Korridor sicherer und gerechter 

Teilhabe mehr Gleichheit herzustellen. Die angstfreie Gewährung eines teilhabesichernden Existenzmi-

nimums bildet dabei die notwendige untere Haltelinie. Suffizienz ist hier noch keineswegs erreicht, not-

wendig ist vielmehr die Anhebung auf ein Niveau, das allen Teilhabe an der sozialökologischen Trans-

formation überhaupt erst ermöglicht. Die Systeme des sozialen Ausgleichs und die beitragsfinanzierten 

Vorsorgesysteme müssen auch höhere, standardsichernde Leistungen oberhalb des Existenzminimums 

gewähren. Öffentliche Infrastrukturen und soziale Dienstleistungen können durch inklusive Ausgestal-

tung eine Brücke zwischen den verschiedenen Niveaus sozialer Sicherung im Teilhabekorridor schaffen. 

Auch nach oben sind Grenzen für sozialstaatlich geschützte Bedürfnisse zu definieren. Diese Grenzen 

kann Sozialpolitik nicht allein durchsetzen, hier sind auch Steuerpolitik und Ordnungsrecht gefordert. 
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